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Bundes-Geſetzblatt 


W 22. 


(Nr. 128.) Geſetz wegen Beſteuerung des Braumalzes in verſchiedenen zum Norddeutschen 
Bunde gehörenden Staaten und Gebietstheilen. Vom 4. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, für die Großherzogthümer Mecklenburg⸗ 
Schwerin und Mecklenburg ⸗Strelitz, für das Herzo thum Lauenburg, für die 
freie und Hanſeſtadt Lübeck und deren Gebiet, ſowie Mir die nach dem 1. Januar 
d. J. in die Zolllinie des Zollvereins gezogenen und noch zu ziehenden Preußiſchen 
und Hamburgiſchen Gebietstheile, was 0 gt: 


§. 1. 


Wer Bier aus Getreide verfertigt, ſoll von jedem Zentner Malzſchrot Beſeuerun 
oder Getreideſchrot, welches zum Bierbrauen verwendet wird, 20 Sgr. entrichten. des Braumal⸗ 
Iſt mit der Bierbrauerei zugleich eine Eſſigbereitung verbunden, oder wird Eſſig““ 
aus Malz in eigens dazu beſtimmten Anlagen im Großen zum Verkauf bereitet, 
jo muß auch von dem Schrote, welches zur Eſſigbereitung verwendet wird, dieſe 
Steuer entrichtet werden. 

$. 2. 


Bei der Verwiegung von Braumalz wird für den Sack nichts abgerechnet, Srl. 
auch macht es keinen Unterſchied, ob das Malz trocken oder angefeuchtet ift; da⸗ fgtett be rut 
gegen wird bei einer Verwiegung jeder Malzpoſt ein Uebergewicht unter 7 Zent⸗ "wit 
ner nicht berückſichtigt. 


§. 3. 
Die V a en) 
geschieht erſteuerung des Braumalzes muß erfolgen, bevor die Einmaiſchung we 15 
$. 4. 


len iſt. 
Die Verſteuerung kann nach Uebereinkommen mit der Steuerbehörde unter Sitten 
Bundes ⸗Geſetzbl. 1868. 53 den 


Ausgegeben zu Berlin den 11. Juli 1868. 


* 


den von derſelben feſtgeſetzten Bedingungen durch Entrichtung einer Abfindungs⸗ 
ſumme auf einen beſtimmten Zeitraum erfolgen. g 


$. 5. 5 


Haustrunk. Die Verfertigung des Haustrunkes in gewöhnlichen Kochkeſſeln iſt von 
der Steuerentrichtung ganz frei, wenn die Zubereitung allein zum eigenen Bedarf 
in Familien von nicht mehr als zehn Perſonen über vierzehn Jahre geſchieht. 

Wer von dieſer Bewilligung Gebrauch we will, muß ſolches der 
Steuerbehörde zuvor in jedem Jahre anmelden und darüber einen Anmeldeſchein 
ſich ertheilen laſſen. 


$ 6. 
Beſchränkung „In den Fällen des $. 5. iſt ein jedes Ablaſſen der zubereiteten Getränke 
ben Bei Bout. an nicht zum Haushalte gehörige Perſonen unterſagt. 
rauereien. 
1 5 
Vergütung der Wegen Vergütung der Steuer bei Verſendungen von Bier in das Aus⸗ 


es land werden im Falle des Bedürfniſſes beſondere Beſtimmungen von der oberſten 


Ausland. Finanzbehörde erlaſſen werden. 


F. 8. 


Anzeige der Wer Eſſig zum Verkauf, oder, ohne nach $. 5. von der Steuer befreit 
en, zu fein, Bier brauet, iſt gehalten, der Steuerhebeſtelle eine Nachweiſung einzu⸗ 
und Braubot- Leichen, worin die Räume zur Brauerei, die Braupfannen und Braubottiche, 
tiche, ingleichen der Inhalt derſelben in Preußiſchen Quarten genau und vollſtändig 

angegeben ſein müſſen. Gleiche Verpflichtung zur Anzeige binnen drei Tagen 
liegt ihm ob, wenn neues Geräthe angeſchaͤfft, oder wenn das vorhandene 
ganz oder zum Theil abgeändert oder in ein anderes Lokal gebracht wird. 

Inhaber von Brauereien, ſowie andere Perſonen, wenn letztere Brau⸗ 
pfannen blos beſitzen, oder ſie verfertigen, oder Handel damit treiben, dürfen die⸗ 
ſelben weder ganz noch theilweiſe, weder neu noch ausgebeſſert aus ihren Händen 
geben, bevor ſie es der Steuerhebeſtelle ihres Wohnorts angezeigt und darüber 
eine Beſcheinigung von dieſer erhalten haben. 


§. 9. 
Erſorderniß Jede Brauerei ſoll mit einer geſetzlich zuläſſigen Waage, worauf wenig⸗ 
einer Waage ſtens fünf Zentner auf einmal abgewogen werden können, und mit den erforder⸗ 
lichen geaichten Gewichten verſehen fein: Bis ſolche angeſchafft worden, kann 
der Betrieb der Brauerei verſagt werden. 


$. 10. 


Aufbewah⸗ . Jeder Brauer iſt verbunden, ſeinen Vorrath an Malzſchrot nur an einem 
* gewiſſen, ein⸗ für allemal zu beſtimmenden Orte aufzubewahren. 
Matsfchrots, Beim gemeinfchaftlichen Betriebe der Brauerei und Brennerei darf zu letz⸗ 


terer 


terer reines Malzſchrot nicht verwendet werden. Die Verwendung eines Ge- 
menges von Schrot aus gemalztem und ungemalztem Getreide iſt zuläſſig , die 
Miſchung muß jedoch vor dem Schroten auf der Mühle in den Körnern ge⸗ 
ſchehen. Wird neben der Brauerei Branntwein aus Kartoffeln gebrannt, ſo ſoll 
Be der Gebrauch von reinem Malzſchrot zu letzterem Behuf geftattet werden; 
as hierzu ſowohl, als zur Brauerei zu verwendende muß jedoch beſonders 
deklarirt und aufbewahrt werden, und find auch die Räume für jenes unter Auf- 
ſicht und Kontrole der Steuerbeamten zu ſetzen. 


6. 11. 


Wer eine Brauerei betreibt, iſt verpflichtet, der Steuerhebeſtelle ſchriftlich Verfahren lei 
anzuzeigen, wie viel Malzſchrot er zu jedem Gebräude nehmen, an welchem Tage ber Verſene⸗ 
und zu welcher Stunde er einmaiſchen wird, und die Steuer von der angemel⸗ g 
deten Beſchickung gleichzeitig zu entrichten. 

Es ſteht dem Steuerpflichtigen frei, dieſe Anzeige, ſo oft er brauet, zu 
machen, oder im Voraus für einen beſtimmten Zeitraum. Im letzteren Falle 
kann er die Steuer für den ganzen Zeitraum vorausbezahlen, oder für jede 
Maiſchung beſonders vor deren Eintritt. 


b. 12. 


Die Deklaration des Brauers, Behufs der Verſteuerung, ſoll ſich auch Vetiaration 
darauf erſtrecken, wie viel Bier er aus dem angegebenen und zu verſteuernden des Bieriuget, 
Malzſchrot ziehen will. 


$. 13. 


Die Anmeldung muß, wenn des Vormittags gemaiſcht werden ſoll, ſpäte⸗ Anmeldung 
ſtens am Nachmittage des vorhergehenden Tages, und wenn Nachmittags ge⸗ 5 Se 
maiſcht werden ſoll, ſpäteſtens am Vormittage deſſelben Tages drei Stunden 
vorher, in beiden Fällen auch während der Dienſtſtunden (F. 20.) erfolgen. 

Berichtigungen dieſer Anmeldungen bei der Hebeſtelle ſind zuläſſig, wenn 
I an dem der beabfichtigten Veränderung vorhergehenden Tage ge- 

ehen. 
: Soll die Beſchickung darnach verſtärkt werden, oder ſollen neue Gebräude 
hinzutreten, fo wird die Steuer davon gleichzeitig entrichtet. 

Soll ein Gebräude eingeſtellt oder die Beſchickung vermindert werden, ſo 


bringt der Steuerpflichtige die ſchon entrichtete Steuer bei der nächſten Zahlung 
in Anrechnung. 


9. 14 
Die Einmaiſchungen dürfen nur geſchehen in den Monaten vom Oktober Einmaifdung, 


bis einſchließlich März von Morgens 6 bis Abends 10 Uhr, in den übrigen 
Monaten aber von Morgens 4 bis Abends 10 Uhr. 


53˙ gs. 
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$. 15. 


Erwarten der Der Brauer iſt verpflichtet, die Ankunft eines Steuerbeamten zur ange⸗ 
Steuerbeamten. zeigten Stunde des Einmaiſchens ($. 11.) abzuwarten. 
Findet ſich derſelbe ein, ſo muß alsdann ſogleich das Malz in deſſen 
Gegenwart en und mit der Einmaiſchung vorgefchritten werden; der 
Brauer darf aber die Einmaiſchung erſt, nachdem eine Stunde gewartet worden, 
ohne deſſen Gegenwart verrichten. 


$. 16. 


Nachmaiſchen. In der Regel ſoll die ganze Beſchickung auf einmal eingemaiſcht werden, 
ſo daß keine Nachmaiſchung ſtattfinden darf. 
a Wird aber eine Brauerei regelmäßig mit Nachmaiſchen betrieben, ſo muß 
ein⸗ für allemal angezeigt werden, in wie viel Abtheilungen und mit welchem 
Gewichte für jede Beſchickung gemaiſcht werden ſoll. 


$. 17. 


Revifionäber Das Gebäude, in welchem eine Brauerei betrieben wird, kann, fobald 

fugniß ber darin gearbeitet wird, zu jeder Zeit, ſonſt aber nur von Morgens 6 Uhr bis 

Abends 9 Uhr von den Steuerbeamten Behufs der Reviſion beſucht, und muß 

Fr zu dem Behufe ſogleich geöffnet werden. In demſelben erſtreckt fich ihre 

eviſionsbefugniß darauf, nachzuſehen, daß die Braupfannen und Bottiche un⸗ 

verändert ſo dieſelben ſind, wie ſie angegeben, auch bezeichnet worden, daß keine 

unangemeldete Geräthe vorhanden, daß außer Gebrauch geſetzte Geräthe ſich noch 

in dieſem Zuſtande befinden, daß das Malzſchrot nur an dem dazu beſtimmten 

Orte aufbewahrt wird, und daß nur zur angemeldeten Zeit und Stunde einge- 

maiſcht, auch die Einmaiſchung gehörig verſteuert und daß keine größere als die 
angemeldete ($. 12.) Biermenge gezogen iſt. 


$. 18. 


Sausſuchung. Iſt gegründeter Verdacht vorhanden, daß Unterſchleife, um dem Staate 
die verſchuldeten Gefälle zu verkürzen, begangen worden und deshalb eine fürm- 
liche Hausſuchung erforderlich, es ſei bei Perſonen, welche Brauerei betreiben, 
oder bei anderen, ſo darf dieſelbe nur unter Beachtung der für Hausſuchungen 
im Allgemeinen vorgeſchriebenen Formen und an ſolchen Orten ſtattfinden, die 
zur Begehung des Unterſchleifs oder Verheimlichung von Beſtänden fteuerpflich- 
tiger Gegenſtände geeignet ſind. 


$. 19. 


Verpflichtung Diejenigen, bei welchen revidirt wird, und deren Gewerbsgehülfen ſind 

ee verbunden, den revidirenden Beamten diejenigen Hülfsdienſte zu leiſten, oder 

— leiſten zu laſſen, welche erforderlich ſind, um die Reviſion in den vorgeſchriebenen 
Grenzen zu vollziehen. 

$. 20. 
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$. 20. 


Die Dienſtſtunden, in welchen die Steuerbeamten an den Wochentagen Verpflihtung 
zur Abfertigung der Steuerpflichtigen bereit fein müſſen, beſtimmt die Verwal- n 
tung. Als Regel wird feſtgeſetzt, daß, wo die Hebeſtellen mit zwei oder meh—⸗ 
reren Beamten beſetzt find, die Dienſtſtunden folgende fein follen: 


in den Wintermonaten Oktober bis Februar einſchließlich, Vormittags 
von 8 bis 12 Uhr und Nachmittags von 1 bis 5 Uhr. In den 
übrigen Monaten von 7 bis 12 Uhr und von 2 bis 5 Uhr. 


3 An anderen Orten find die Dienftftunden auf die Vormittagszeit von 9 
bis 12 Uhr eingeſchränkt. 
Wenn es nöthig iſt, muß auch außer dieſer Zeit die Abfertigung der 
Steuerpflichtigen möglichſt bewirkt werden. 

Abweichungen von vorſtehenden Beſtimmungen ſollen an den Orten, wo 
dergleichen ftattfinden, beſonders bekannt gemacht werden. 


g. 21. 


Von den Steuerſchuldigen dürfen die Steuerbeamten unter keinen Um⸗ 
ſtänden für irgend ein Dienſtgeſchäft ein Entgelt oder Geſchenk, es ſei an Geld, 
Sachen oder Dienſtleiſtung, es habe Namen, wie es wolle, verlangen oder an⸗ 
nehmen. Andererſeits dürfen die Steuerpflichtigen dergleichen unter keinen Um⸗ 
ſtänden und unter keinerlei Vorwand geben oder nur antragen, ohne ſich ftraf- 
fällig zu machen. 1 

Außer den beſtimmten Steuerſätzen wird nichts erhoben. 

10 — und Beſcheinigungen der Steuerbehörden werden gebührenfrei 

ertheilt. 


b. 22. 


Zu viel erhobene Gefälle werden zurückgezahlt, wenn binnen Jahresfriſt, 
vom Tage der Verſteuerung an gerechnet, der Anſpruch auf Erſatz angemeldet 
und begründet wird. Wenn der Anſpruch ganz oder theilweiſe zurückgewieſen 
wird, jo iſt dagegen der Rekurs an die vorgeſetzte Behörde binnen einer Prä⸗ 
kluſiofriſt von ſechs Wochen zuläſſig. Wendet ſich der Reklamant an eine in⸗ 
kompetente Behörde, ſo hat dieſe das Rekursgeſuch an die kompetente Behörde 
Be ohne daß dem Reklamanten die Zwiſchenzeit auf die Friſt anzu⸗ 

Zu wenig oder gar nicht erhobene Gefälle können gleichfalls innerhalb 
Jahresfriſt, vom Tage des Eintuite der ee 5 gerechnet, A 
gefordert werden. Nach Ablauf des Jahres ift jeder Anſpruch auf Zurückerſtat⸗ 
kung oder Nachzahlung der Gefälle deziehungsweiſe gegen den Staat und den 
Steuerſchuldigen erloſchen, dem Staate bleiben jedoch feine Rechte auf Schaden- 
erſatz gegen die Beamten, durch deren Schuld die Gefälle gar nicht oder unrichtig 
erhoben worden, jederzeit vorbehalten, ohne daß die Beamten befugt ſind, die 
Steuerſchuldigen wegen der Nachzahlung der Gefälle in Anſpruch zu nehmen. 

5. 23 


3; 


Dr 
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F. 23. 
Strafbeſtim Wer eine Gewerbshandlung, von deren Ausübung die Entrichtung der 
mungen. Braumalzſteuer abhängig iſt, vornimmt, hat, wenn ſolche entweder gar nicht 


oder dergeſtalt e iſt, daß daraus eine Verkürzung der Steuer 
folgt, die Strafe der Defraudation verwirkt. 


F. 24. 


Deſrauda⸗ Die Strafe der Defraudation beſteht in einer Geldbuße, welche dem vier⸗ 
tore fachen Betrage der vorenthaltenen Steuer gleichkommt. Die Steuer iſt überdem 
ſer Felt. von der Strafe unabhängig zu entrichten. 


b. 25. 
Sweiter Fall. Im Falle der Wiederholung nach vorhergegangener Beſtrafung wird die 
Strafe auf den achtfachen Betrag der vorenthaltenen Steuer beftimmt. Außer⸗ 
dem darf der Schuldige, wenn er Brauer iſt, das Recht zu brauen, in einem 


Zeitraume von drei Monaten weder ſelbſt ausüben, noch durch einen Anderen zu 
ſeinem Vortheile ausüben laſſen. 


$. 26. 


Dritter Fall, Im dritten Falle der Uebertretung nach vorhergegangener zweimaliger 
Beſtrafung iſt der ſechszehnfache Betrag der nicht erlegten Steuer als Strafe 
verwirkt, und iſt der Schuldige ein Brauer, ſo darf er das Gewerbe des Brauens 
nie und zu keinen Zeiten weder ſelbſt ausüben noch durch einen Anderen zu ſeinem 
Vortheile ausüben laſſen. 9 27 


Unterlaſſene Wenn die Braupfannen und Bottiche oder die damit vorgenommenen Ver— 
arg de änderungen nicht, wie F. 8. vorgeſchrieben iſt, angezeigt werden, fo tritt die Kon— 
dr ee fisfation der verſchwiegenen, veränderten oder anderswohin gebrachten Geräthe 
rungen. ein. Ueberdem hat der Brauer eine Geldſtrafe von 25 bis 100 Rthlr. verwirkt, 

1 welche im Wiederholungsfalle verdoppelt wird. 

Sind unangezeigte Braupfannen und Bottiche zum Brauen auch benutzt 
worden, fo wird die dadurch begangene Defraudation noch beſonders nach $$. 24. 


25. und 26. beſtraft. 
1 eg $. 28. 


Einmaifchung Hat ein Brauer ohne vorhergegangene Anmeldung und Verſteuerung ein- 
see Br gemaifcht, fo wird die Steuer und die Strafe nach der Beſchickung, die zu einem 
hung ohne ganzen Gebräude genommen zu werden pflegt, voll berechnet. Hat er aber blos 
Befugnißb. eine Nachmaiſchung unbefugter Weiſe vorgenommen, fo wird er, es mag eine 

De der Gefälle ermittelt werden oder nicht, allemal in eine Strafe von 
5 Rthlr. genommen, welche bei Wiederholungen verdoppelt wird. Die Strafe 
der Defraudation beſteht unabhängig hiervon, wenn eine Verkürzung der Gefälle 


ſtattgefunden hat. 
$. 29, 
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§. 29. 


Wer blos zum eigenen Hausbedarf zu brauen die Befugniß erhalten gag auf 
hat, und Bier gegen Veahlung im Haufe ausſchänkt, oder außer ſeiner brauertien. 
Wohnung an Perſonen, welche nicht zum Hausſtande zu rechnen ſind, gegen Be⸗ 

zahlung oder Vergeltung überläßt, hat, ſofern die Steuer und gewöhnliche 
Defraudationsſtrafe nicht höher ermittelt wird, 10 Rthlr. Strafe zu erlegen und 

wird mit Rückſicht hierauf bei Wiederholungen nach den allgemeinen Beſtim⸗ 

mungen ($$. 25. und 26.) beſtraft. 


$. 30. 
„Wem die freie Zubereitung von Bier aus Malzjſchrot verſtattet iſt, der 1 
verfällt, wenn er es unterläßt, jährlich einen Anmeldungsſchein fi) deshalb aus⸗ Saustruntbe 


zuwirken ($. 5.), in eine Ordnungsſtrafe von 1 bis 3 Rthlr., die bei Wieder- reitung. 
holungen von 2 bis 10 Rthlr. ſteigt. 


$. 31. 


Hat ein Brauer zu einer anderen Zeit, als welche vorgeſchrieben ($$. 11. Abweidungen 
und 14.) und von ihm angezeigt worden, oder vor Ablauf der Stunde, welche dagen Zen 
auf den Steuerbeamten gewartet werden muß ($. 15.), eingemaiſcht, fo verfällt auf Einmal 
er in eine Strafe von 2 Rthlr., welche bei Wiederholung auf 5 bis 20 Rthlr. e und 
erhöht wird. Außerdem muß, wenn nicht die Beſchickung für ein volles Ge. j 
bräude angemeldet fein follte, die Steuer und die Strafe für ſo viel Malzſchrot 
erlegt werden, als zu einem vollen Gebräude mehr genommen zu werden pflegt, 
wie im vorliegenden Falle angemeldet worden. Abweichungen von dem deklarir⸗ 
ten Bierzuge, welche 10 Prozent überſteigen, ſollen ebenſo wie Abweichungen von 
der angemeldeten Zeit der Einmaiſchung beſtraft werden. 


$. 32. 


Alles Malzſchrot, welches ſich ſowohl an dem dazu beſtimmten Orte ($. 10.) Mehrbefund 
als anderwärts bei dem Brauer über die zur Einmaiſchung längſtens für den Nen ca 
folgenden Tag deklarirte und verſteuerte Menge vorfindet, ſoll, ohne Rückſicht auf ration. 
die angebliche Beſtimmung, als Gegenſtand einer beabſichtigten Defraudation 
angeſehen, und die Aufbewahrung an einem anderen als dem dazu deklarirten 

rte, abgeſehen von der Defraudationsſtrafe, mit einer nmgs raff von Einem 
Thaler für den Zentner geahndet werden. 


$. 33. 


Brauerei⸗Inhaber und andere im §. 8. erwähnte Perſonen, beſonders Aushändigung 
Kupferſchmiede, welche Braupfannen ohne Anzeige bei der Steuerhebeſtelle und von, Brauerei 
darüber erhaltene Beſcheinigung einem Anderen übergeben, fallen in eine Strafe ee. 
von 5 bis 20 Rthlr., welche bei Wiederholungen auf 20 bis 50 Rthlr. zu 


erhöhen iſt. er 


Vertretungs⸗ 


verbindlichkeit 
für verwirkte 
Geldſtrafen. 


II. 


III. 


IV: 
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§. 34. 


Wer Brauerei als Gewerbe betreibt, haftet, was die auf Grund dieſes 


Geſetzes verhängten Geldſtrafen betrifft, mit ſeinem Vermögen für ſeine 
Verwalter, Gewerbsgehülfen, ſowie für diejenigen Hausgenoſſen, welche 
in der Lage ſind, auf den Gewerbebetrieb Ennfluß zu üben, wenn: 


1) dieſe Geldſtrafen von dem eigentlich Schuldigen wegen Unvermögens 
nicht beigetrieben werden können, und zugleich 


2) der Nachweis erbracht wird, daß der Brauereitreibende bei Aus⸗ 
wahl und Anſtellung der Verwalter und Gewerbsgehülfen oder bei 
Beaufſichtigung derſelben, ſowie der Eingangs bezeichneten Haus⸗ 
genoſſen fahrläſſig, d. h. nicht mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Geſchäftsmannes zu Werke gegangen iſt. 


Als ſolche Fahrläſſigkeit gilt insbeſondere die e Anſtel⸗ 
lung beziehungsweiſe Beibehaltung eines wegen Braumalzſteuer⸗Defrau⸗ 
dation bereits beſtraften Verwalters oder Gewerbsgehülfen, falls nicht 
die oberſte Finanzbehörde die Anſtellung beziehungsweiſe Beibehaltung 
eines ſolchen genehmigt hat. 

Iſt ein Brauereitreibender, welcher nach den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes ſubſidiariſch in Anſpruch genommen wird, bereits wegen einer 
von ihm ſelbſt in der nachgewieſenen Abſicht der Steuerverkürzung began⸗ 
genen Braumalzſteuer⸗Defraudation beſtraft, ſo hat derſelbe die Ver⸗ 
muthung fahrläſſigen Verhaltens ſo lange gegen ſich, als er nicht nach⸗ 
weiſt, daß er bei Anſtellung beziehungsweiſe Beaufſichtigung ſeines Ein⸗ 
gangs bezeichneten Hülfsperſonals die Sorgfalt eines ordentlichen 
Geſchäftsmannes angewendet hat. 


Hinſichtlich der in Folge einer Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes vorenthaltenen Steuer haftet der Brauereitreibende für 
die unter I. bezeichneten Perſonen mit feinem Vermögen, wenn die Steuer 
von dem eigentlichen Schuldigen wegen Unvermögens nicht beigetrieben 
werden kann. 


Zur Erlegung von Geldſtrafen auf Grund der ſubſidiariſchen Haftung 
in Gemäßheit der Vorſchriften zu I. kann der Brauereitreibende nur durch 
richterliches Erkenntniß verurtheilt werden. 


Die Befugniß der Steuerverwaltung, ſtatt der Einziehung der Geldbuße 
von den ſuͤbſidiariſch Verhafteten und unter Verzicht hierauf die im Un⸗ 
vermögensfalle an die Stelle der Geldbuße zu verhängende Freiheitsſtrafe 
ſogleich an dem eigentlich Schuldigen vollſtrecken zu luſſe, wird durch die 
vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 


$. 35. 


ä 


$. 35. 


Treten der Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes Zusammen. 


andere Vergehen oder Verbrechen hinzu, jo kommen die allgemeinen Strafgeſetze keiten mehrerer 
in an 0 0 z, [ 9 f ſetz Zuwiderhand⸗ 


lungen gegen 

„ Iſt mit einer Defraudation zugleich eine Verletzung beſonderer Vorſchriften die Gesche 
dieſes Geſetzes verbunden, ſo tritt dis darauf geſetzte Shrafe in der Regel der 
Strafe der Defraudation hinzu. Im Falle mehrerer oder wiederholter Zuwider⸗ 
andlungen gegen dieſes Geſez, welche nicht in Defraudationen beſtehen, 
fol, wenn die Kontraventionen derſelben Art ſind und gleichzeitig entdeckt werden, 
die Kontraventionsſtrafe gegen den ſubſidiariſch Verpflichteten, gleichwie gegen 
ven eigentlichen Thäter oder Theilnehmer, nur im einmaligen Betrage feſtgeſetzt 

erden. 


$. 36. 


Die Uebertretung aller anderen in dieſem Geſetze gegebenen Vorſchriften Strafe der 
und der in Gemäßheit derſelben erlaſſenen und gehörig bekannt gemachten Ver⸗ latenten 
aut eee, auf welche keine befondere Strafe geſetzt worden, ſoll mit kin 
einer Geldbuße von 1 bis 10 Thalern geahndet werden. 


$. 37. 


In Anſehung der Beſtrafung wegen Beſtechung der Beamten und wegen Strafe der 
Wöderſtlichtel 8 Bente 1 er = die Weißen der im $. 19. Seinen ar 
den Gewerbtreibenden zur Pflicht gemachten Hülfsleiſtung rt wird, ferner der Miderfeh- 
in Anſehung der Verwandlung der Geld- in Freiheitsſtrafen, ſowie des Ver⸗ Hass gegen 
fahrens bei Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſes wenbleng ber 
Geſetzes und der Verjährung der Strafen kommen die entſprechenden Anord⸗ 3 
nungen des Zollſtrafgeſetzs und, wenn ſolche darin nicht enthalten find, die be- Selm wi 
treffenden allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen in Anwendung. 8 


$. 38. 


Die oberſte Finanzbehörde des betreffenden Staates hat für die Ausführun 
dieſes Geſetzes zu ſorgen, inſonderheit iſt ihr die Beſtimmung der Hebeftellen un 
Beamten, welchen die Erhebung der Braumalzſteuer und die Kontrole übertragen 
wird, ſowie der a der a Kontrolvorſchriften und Inſtruktionen 
überlaſſen. 1 90 iſt dieſelbe ermächtigt, ſoweit die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
auf Preußiſche ährung und Preußiſches Gemäß ſich beziehen, nach Bedürfniß 
dieſe Vorſchriften in ihrer Anwendung auf die in dem betreffenden Staate und 
. geſetzlich beſtehende Währung und das beſtehende Gemäß näher zu 

eſtimmen. 


$. 39. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage in Kraft, welchen das Präſidium für 
jeden der zu Eingang des Geſetzes bezeichneten Staaten und Gebietstheile be⸗ 
Bundes ⸗Geſetzbl. 1868. 5⁴ ſtim⸗ 


8 


ſtimmen wird. Von demſelben Tage ab werden die geſetzlichen Vorſchriften, 
welche über die Beſteuerung des Bieres und Eſſigs und des Malzes in den⸗ 
jenigen Staaten und Gebietstheilen, für welche dieſes Geſetz ergeht, zur Zeit be⸗ 
ſtehen, außer Wirkſamkeit geſetzt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes⸗Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 4. Juli 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


(Nr. 129.) Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Branntweins in verſchiedenen zum Nord- 
deutſchen Bunde gehorenden Staaten und Gebietstheilen. Vom 
8. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, für den N Norddeutſchen Bunde gehören⸗ 
den Theil des Großherzogthums Heſſen, für die Großherzogthümer Mecklenburg⸗ 
Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz, für das Herzogthum L menburg, für die 
freie und Hanſeſtadt Lübeck und deren Gebiet, ſowie für die nach dem 1. Ja⸗ 
nuar d. J. in die Zolllinie des Zollvereins gezogenen und noch zu ziehenden 
Preußiſchen und Hamburgiſchen Gebietstheile, was folgt: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 
F. 1. 


1. Höhe der Die Steuer von dem im Inlande erzeugten Branntwein ſoll für das 
en Preußiſche Quart Branntwein zu 50 Prozent Alkoholſtärke nach dem Alkoholo⸗ 
meter von Tralles 1%, Silbergroſchen betragen. 


$. 2. 
2 af wel Dieſe Steuer wird erhoben: 
feine theben a) bei der Bereitung des Branntweins aus Getreide oder anderen mehligen 
wird Stoffen nach dem Rauminhalte der zur Einmaiſchung oder Gährung der 


Maiſche benutzten Gefäße (Maiſchbottichſteuer) / 9 be 
ei 


— 385 — 


b) bei der Bereitung des Branntweins aus nicht mehligen Stoffen nach 
5 age der dazu zu verwendenden Materialien (Branntweinmaterial⸗ 
euer). 


§. 3. 
Die Maiſchbottichſteuer ($. 2. a.) wird mit drei Silbergroſchen für jede 3. erhebungs· 
20 Preußiſche Quart des Rauminhalts der Maiſchbottiche und für jede Einmai⸗ il. Maiſhbet 
ung erhoben. tichſteuer. 
Von landwirthſchaftlichen Brennereien, welche nur in dem Zeitraume vom 
1. November bis zum 16. Mai, dieſen Tag mit eingeſchloſſen, im Betriebe find, 
in dem vorhergegangenen Sommerhalbjahre ganz geruht haben, nur ſelbſt ge⸗ 
wonnene egi verwenden und an einem Tage nicht über 900 Preußiſche 
Quart Bottichraum bemaifchen, ſollen jedoch nur zwei Silbergroſchen und ſechs 
Pfennige für 20 Preußiſche Quart Maiſchraum erhoben werden. 


$. 4. 


An Branntweinmaterialftener ($. 2. b.) wird entrichtet: b. Brannt- 


einmaterial⸗ 
a) für jeden Eimer zu 60 Preußiſchen Quart eingeſtampfte Weintreber, teuer“ 
Kernobſt oder auch Treber von Kernobſt und Beerenfrüchten aller Art 
vier Silbergroſchen / 


b) für jeden Eimer Trauben⸗ oder Obſtwein, Weinhefen und Steinobſt 
acht Silbergroſchen 

e) bei anderen nicht mehligen Stoffen, welche zur Branntweinerzeugung ver⸗ 
wendet werden möchten, wird die Steuer durch die oberſte Finanzbehörde 
des betreffenden Staates nach Verhältniß der Ausbeute und nach dem 
Normalſatze ($. 1.) feſtgeſetzt. 


. 5. 


Bei der Ausfuhr von Branntwein nach dem Auslande wird eine Rück! 4 Vergütung 
vergütung der Steuer von 11 Silberpfennigen für das Quart zu 50 Prozent . 
Al ohol nach Tralles gewährt. von Brannt- 


wein ins Aus⸗ 
land. 


II. Vorſchriften über die Erhebung und Kontrolirung der Steuer. 
F. 6. 


ö Wer eine Brennerei einrichten oder einen Deſtillirapparat anſchaffen will, 1. Anmeldung 
iſt gehalten, ſolches vorher der betreffenden Steuerhebeſtelle anzuzeigen und der⸗ der Geräthe. 
ſelben mindeſtens acht Tage vor Anfang des Betriebes eine Nachweiſung nach 
einem beſonders porzuſchreibenden Muſter einzureichen, worin die Räume zur Auf- 
ſtellung der Geräthe und zum Betriebe der Brennerei, die Brenn- und Maiſch⸗ 
gefäße, als: Blaſen, Helme, Maiſchwärmer, Kühlapparate, Maiſchbottiche, 55 

54* maiſch⸗ 
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maiſchbottiche, Kartoffeldämpfer und andere Dampfgefäße, Kühl, Hefen⸗ und 
Schlempegefäße, Maiſch⸗, Lutter⸗ und andere Reſervoirs u. ſ. w., ingleichen der 
in Preußiſchen Quarten ausgedrückte geſammte Rauminhalt jedes einzelnen dieſer 
Geräthe genau und vollſtändig angegeben ſein müſſen. Dieſer Nachweiſung muß 
ein einfacher Grundriß desjenigen Raumes, in welchem ſich die Brennereigeräthe 
befinden, und ihrer Stellung in demſelben nach einem von der Steuerbehörde 
vorzuſchreibenden Muſter beigefügt und die darin bezeichnete Stellung der Ge⸗ 
räthe während jeder Betriebszeit ſo lange unverändert beibehalten werden, als 
Abänderungen nicht durch Einreichung eines anderweiten Grundriſſes angezeigt 
worden ſind. 

Ebenſo liegt dem Beſitzer einer Brennerei oder eines Deſtillirapparates ob, 
wenn Geräth angeſchafft wird, oder wenn das bereits angemeldete ganz oder zum 
Theil abgeänderk worden iſt, binnen drei Tagen nach der Empfangnahme des 
Geräthes der Steuerhebeſtelle davon Anzeige zu machen und daſſelbe nicht ohne 
die von letzterer zu ertheilende amtliche Beſcheinigung in Gebrauch zu nehmen. 

Zur Anzeige binnen drei Tagen iſt derſelbe auch verpflichtet, wenn das 
bereits angemeldete Geräth ganz oder zum Theil in ein anderes Lokal ge⸗ 
bracht wird. 

Diejenigen, welche zur Zeit der Publikation dieſes Geſetzes eine Brennerei 
oder einen Deſtillirapparat bereits beſitzen, find verpflichtet, den Steuerhebeſtellen 
die vorgeſchriebene Nachweiſung der Betriebsräume und Geräthe, wenn ein Be⸗ 
trieb ſtattfinden ſoll, mindeſtens acht Tage vor Anfang deſſelben, ſonſt aber jeden⸗ 
falls im Laufe desjenigen Monats, welcher der Publikation dieſer Verordnung 
folgen wird, einzureichen, ſoweit dies nicht bereits auf Grund der bisherigen geſetz— 
lichen Vorſchriften geſchehen iſt. 


$. 7. 


2. Abmeldung Beſitzer von Brennereien dürfen keine Brennereigeräthe ($. 6.) und andere 

der Geräthe. Perſonen keine Deſtillirgeräthe, nämlich Blaſen, Helme und Kühler, weder ganz 
noch theilweiſe aus ihren Händen geben, bevor ſie es der Steuerhebeſtelle ihres 
Bezirks angezeigt und von dieſer eine Beſcheinigung darüber erhalten haben. 


$. 8. 


3. Vermeſſung Die in den Brennereien vorhandenen, die künftig hinzukommenden und die 
ei red” abgeänderten Brennereigeräthe und Gefäße werden nach der Beſtimmung der 
räthe. Steuerbehörde nummerirt, auch von derſelben nachgemeſſen und, ſoweit es thun⸗ 
lich iſt, mit einem Stempel verſehen. Den ermittelten Rauminhalt und die 
Nummer muß der Brennereibeſitzer an den Geräthen deutlich bezeichnen und dieſe 
Bezeichnung gehörig erhalten laſſen, wie ſolche zu bewirken und wo fie anzu⸗ 
bringen ſei, wird für jedes Geräth von der Steuerbehörde beſtimmt. 
Bis zur amtlichen Nachvermeſſung der Maiſchgefäße, welche lediglich im 
Intereſſe der Steuerverwaltung erfolgt, dienen die lber den Name abzu⸗ 
gebenden Anmeldungen zur vorläufigen Berechnung der Steuer. 


. 9. 
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en 


Die vorhandenen Maifch- und Deftillivgerätpe werden von der Steuer- 4. Auferge 
behörde für die Zeit, während welcher ein Betrieb nicht angemeldet und geftattet „ 
worden, auf angemeſſene Weiſe außer Gebrauch geſetzt. ö 


F. 10. 


5 Wer eine Brennerei in Betrieb ſetzen will, iſt verpflichtet, vor dem Be- 5. Vorſchriſten 
ginn deſſelben den Betriebsplan nach den näheren Beſtimmungen der $$. 24. ff. 1 er = 


der Steuerhebeſtelle anzumelden, dieſen Betriebsplan in der Brennerei auszuhängen, Brennereien 
Ken reinlich aufzubewahren und demſelben bei dem Betriebe genau nachzu- und Geräthe. 
men. 


b. 11. 


Wer Branntwein aus nicht mehligen Stoffen bereiten will, hat zuvor der 
Steuerhebeſtelle nach näherer Vorſchrift des $. 35. ein Verzeichniß feiner ſämmt⸗ 
lichen Materialvorräthe, welches zugleich den Ort ihrer Aufbewahrung angeben 
muß, einzureichen, auch jeden ferneren Zugang zur Nachtragung in das Verzeich⸗ 
niß ſogleich anzumelden. Der zur Verarbeitung beſtimmte Theil des Materials 
wird auf den Grund des Betriebsplans, welcher den Aufbewahrungsort während 
der Betriebszeit angeben muß, in dem Vorrathsverzeichniſſe abgeſchrieben. 

Während des Zeitraums, auf welchen der Betriebsplan lautet, und ſo 
lange die Brennerei nicht unter Siegel gelegt worden iſt, darf in der Brennerei 
kein anderer als der in dem Betriebsplan angegebene Vorrath von den im $. 4. 
bezeichneten Stoffen vorhanden ſein. 


9. 12. 


Die vorſtehend zur Kontrolirung der Steuer ertheilten Vorſchriften ($$. 6. 6. Verpflch⸗ 
bis II.) und die zu deren Vervollſtändigung getroffenen reglementatren Beſtim⸗ . 
mungen iſt nicht nur derjenige, welcher die Brennerei betreibt, oder für ſeine blcporſchrif⸗ 
Rechnung betreiben läßt, ſondern auch ein Jeder, welcher bei der Brennerei ten. 


beſchäftigt iſt, zu beobachten ſchuldig. 


. 13. 


Die Branntweinſteuer iſt, ſofern nicht nach den von der oberſten Finanz. 7. Wann die 
behörde zu erlaſſenden Beſtimmungen eine Stundung bewilligt wird, ſpäteſtens 2 
am letzten Tage des Monats, in welchem ein Brennereibetrieb ſtattgefunden hat, en i. 
zu entrichten. Wer dieſen Zahlungstermin einmal verſäumt, muß die Steuer 
bei jeder ferneren Anmeldung vorausbezahlen. 


$. 14. 


Ein Erlaß der Steuer kann nur dann erfolgen, wenn durch einen außer⸗ g Erlaß der 
ordentlichen Zufall a 9 ul 


a) eine fu. 
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a) eine unvermeidliche Unterbrechung des Betriebes entſteht, oder 


b) die Maiſche eines verſteuerten unangebrochenen Bottichs gänzlich unbrauch⸗ 
bar geworden iſt. 


$. 15. 


9. Richtige Be Zu viel erhobene Gefälle werden zurückgezahlt, wenn binnen Jahresfriſt, 

erhebung de vom Tage der Verſteuerung an gerechnet, der Anſpruch auf Erfah angemeldet 

Steuer. und begründet wird. Wenn der Anſpruch ganz oder theilweiſe zurückgewieſen 

wird, ſo iſt dagegen der Rekurs an die vorgeſetzte Behörde binnen einer Prä⸗ 

kluſivfriſt von ſechs Wochen reläffig, Wendet ſich der Reklamant an eine inkom⸗ 

petente Behörde, ſo hat dieſe das Rekursgeſuch an die kompetente Behörde abzu- 

geben, ohne daß dem Reklamanten die Zwiſchenzeit auf die Friſt anzurechnen tft. 

Zu wenig oder gar nicht erhobene Gefälle können gleichfalls innerhalb 

Jahresfriſt, vom Tage des Eintritts der Zahlungsverpflichtung an gerechnet, nach⸗ 

gefordert werden. Nach Ablauf des Jahres iſt jeder Anſpruch auf Zurückerſtat⸗ 

tung oder Nachzahlung der Gefälle beziehungsweiſe gegen den Staat und den 

Steuerſchuldigen erloſchen; dem Staate bleiben jedoch ſeine Rechte auf Schaden⸗ 

erſatz gegen die Beamten, durch deren Schuld die Gefälle gar nicht oder unrichtig 

erhoben worden, jederzeit vorbehalten, ohne daß die Beamten befugt ſind, den 
Steuerſchuldigen wegen Nachzahlung der Gefälle in Anſpruch zu nehmen. 


III. Betriebsvorſchriften. 
A. Im Allgemeinen. 


$. 16. 


1. Anmel- Die Einreichung des nach F. 6. der Steuerhebeſtelle zu übergebenden Grund- 
e riſſes der Brennereiräume und Geräthe muß in doppelter Ausfertigung geſchehen, 
der Brennerei: und ein Exemplar von jener beſcheinigt, in derſelben Art, wie weiter unten im 
her gen dung d. 25. wegen des Betriebsplanes beſtimmt werden wird, in der Brennerei auf- 


der Geräthe. 4 gehängt werden. 
g. 17. 


b. Vermeſſung Bei Vermeſſung der Blaſen und der Maiſchbottiche iſt in ihrer waage⸗ 

der Geräte. rechten Stellung derjenige innere Raum, welchen fie vom Boden zum äußerfien 
Rande bis zum Ueberlaufen haben, durch die Steuerbeamten ohne allen Abzug 
auszumitteln. 


F. 18. 


e, Amtliche Die Steuerhebeſtelle iſt verpflichtet, über die Anmeldung, die Vermeſſung 


Serheinigung und ihr Ergebniß und die Art der Bezeichnung eine Beſcheinigung zu ertheilen. 
and⸗ 


— Nur durch dieſe Beſcheinigung, welche nebſt den Vermiſange e os 
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lungen in der Brennerei aufbewahrt werden muß, kann der Nachweis geführt 
werden, daß die Geräthe vorſchriftsmäßig angemeldet worden. 


6. 19. 


Die zu den Brennereien hingen Geräthe müſſen in den Betriebsräumen 2 Aufihtauf 
zuſammen aufbewahrt werden. Dahin nicht gehörige Gefäße dürfen in denſelben er 5 
nicht vorhanden ſein. 

Deſtillirgeräthe und Maiſchgefäße ſtehen ſo lange, als ſie nicht zum Ge⸗ 
werbebetriebe Agen bet werden, detgeſtalt ai beſendlrer Aufſicht der Steuer⸗ 
behörde, daß ihre Benutzung zu einem außerordentlichen Zwecke, namentlich auch 
zur Bereitung von Viehfutter, ohne Steuerentrichtung nur auf vorgängige An- 
meldung und unter den von der Steuerbehörde anzuordnenden Sicherheitsmaaß⸗ 
regeln erfolgen darf. 

Bei Perſonen, welche mit dergleichen Geräthſchaften blos handeln, oder 
fie zum Handeln verfertigen, find ſolche dieſer Aufſicht nicht unterworfen. 


$. 20. 


Wer Deſtillirgeräthe beſitzt, welche nicht im Gebrauch find, iſt dennoch 
verbunden, ſie dem Steuerbeamten auf Erfordern vorzuzeigen, damit er ſich 
überzeugen könne, daß ſie noch in dem Zuſtande befindlich ſind, in welchen ſie 
zur Verhütung ihres Gebrauchs verſetzt worden. 

Diejenigen, welche Deſtillirgeräthe blos verfertigen, oder damit handeln, 
ſind hierunter nicht begriffen. 


g. 21. 


Deſtillirgeräthe, welche ausſchließlich zu anderem Gebrauche, als zur 
Branntweinbrennerei, gehalten werden, ſtehen zwar nicht unter der für Brannt⸗ 
weinbrennereien angeordneten Kontrole ($. 19.), bleiben aber, zur Verhütung 
von Mißbräuchen, der allgemeinen Aufſicht der Steuerbehörde unterworfen. 


5. 22. 


Um für die Zeit, wo die Maifch- und Deſtillirgeräthe nicht in Betrieb 3. Verfahren, 


ſein dürfen, ihre unbefugte Benutzung für letzteren zu verhindern, werden entweder ar Seng 


a) die Geräthe an Ort und Stelle durch einen Steuerbeamten unter Ver- in ſeben 
ſchluß geſetzt, in welchem Falle der Brennereibeſitzer die Materialien zur 
erſtegelung oder zum Verſchluſſe, und zwar in guter brauchbarer Be⸗ 
ſchaffenheit, zu liefern hat, oder 
b) es muß ein Theil des Deſtillirgeräths am nächſten Wochentage na 
Ablauf der Betriebsfriſt an die Steuerhebeftele abgeliefert 5 5 Ve 
findet ſich letztere nicht am Orte, ſo wird für den Transport des Geräths 
auf jede halbe Meile Entfernung Eine Stunde gut gerechnet. 
c) Kommt 
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e) Kommt es darauf an, in Brennereien, welche zum Betriebe angemeldet 
ſind, das Deſtillirgeräth während einzelner betriebsloſer Tage und Stunden 
außer Gebrauch zu ſetzen, und iſt die Hebeſtelle über eine Viertelmeile 
entfernt, ſo kann auch geſtattet werden, daß ein von der Steuerbehörde 
zu beſtimmendes Stück des Deſtillirgeräths entweder bei einer zuverläſſigen 
Perſon im Orte, oder, in Ermangelung einer ſolchen, in einem von dem 
Brennereilokale möglichſt entfernten Raume im Gehöft des Brennerei⸗ 
beſitzers niedergelegt werde. 

Eine zur Aufbewahrung des Deſtillirgeräths geeignete und will⸗ 
fährige Perſon zu ermitteln, iſt Sache des Brennereibeſitzers; ſie für den 
Zweck anzuerkennen oder nicht, hängt von der Steuerbehörde ab. 


Findet in Maiſchbrennereien zwiſchen mehreren Einmaiſchungen ein Zwiſchen⸗ 
raum in der Art ſtatt, daß in Maiſchgefäßen an demſelben Tage, wo ſie 
leer geworden, nicht wieder eingemaiſcht wird, ſo kann die 1 
verlangen, daß jene Maiſchgefäße für den Tag oder die Tage des Nicht- 
gebrauchs ſchief geſtellt werden. 


Wenn eine Brennerei ganz ruht, tritt in der Regel Verſchluß der Geräthe 
an Ort und Stelle ein, über deſſen Anlegung von dem Steuerbeamten eine 
Verhandlung aufgenommen wird, welche bis zur Wiederabnahme des ee 
in der Brennerei aufbewahrt werden muß. Ob innerhalb der Betriebszeit einzelne 
Geräthe und welche außer Gebrauch zu ſetzen, und welches der oben unter a. 
bis d. angegebenen Mittel dazu in Anwendung kommen ſoll, iſt nach den Um⸗ 
ſtänden von der Steuerbehörde zu beſtimmen. 


d 


— 


b. 23. 


4. Verfahren Wenn in den im $. 14. erwähnten Fällen der Brennereibetrieb unter⸗ 
date krlchun brochen wird, fo ift dies mit Beachtung der dieſerhalb zu erlaſſenden näheren 
gen des Betrier Anordnungen ſogleich der Steuerbehörde anzuzeigen, welche die Richtigkeit der 
> Angabe an Ort und Stelle unterfuchen läßt und die zu entrichtende Steuer feſtſetzt. 


B. Vorſchriften für die Benutzung der Brennereien und Geräthe. 
§. 24. 


AA. Maisch. Der im $. 10. angeordnete Betriebsplan muß nach dem von der Steuer- 
bil dnmeltung behörde vorzuſchreibenden Muſter für einen vollen Kalendermonat, oder wenn 
des Betriebes. der Betrieb erſt im Laufe eines Monats beginnen ſoll, für den noch übrigen 

Theil des Kalendermonats eingereicht werden, und die Einreichung mindeſtens 


drei Tage vor der erſten Einmaiſchung erfolgen. 

Außer den im F. 14. erwähnten Fällen kann eine 5 des ange⸗ 
meldeten Betriebs einmal im Monate dann geſtattet werden, wenn der Betrieb 
dadurch verſtärkt wird. 8 25 


3 


$. 25. 


Der Betriebsplan, zu deſſen Anfertigung nur allein das von der Steuer- 2. Anfert. 
hebeſtelle unentgeltlich zu liefernde Formular benutzt werden darf, muß deutlich ene der Be 
geſchrieben und, ohne daß darin etwas abgeändert oder ausgelöſcht iſt, zweifach triebspläne und 
der erſteren übergeben werden. r 

E Mangelhaft gefertigte Betriebspläne giebt dieſelbe ſofort zur Berichtigung g 
el und es wird in ſolchen Fällen die Einreichung als nicht geſchehen be⸗ 
achtet. 

Findet ſich bei der von der Hebeſtelle vorzunehmenden Prüfung des Be⸗ 
triebsplans nichts zu erinnern, ſo werden beide Exemplare von derſelben ge: 
nehmigt und vollzogen; das eine bleibt bei der Steuerhebeftelle, das andere wird 
dem Brennereibeſitzer zurückgegeben, welcher gehalten ift, noch vor Anfang der 
erſten Einmaiſchung daſſelbe an einem hellen Orte in der Brennerei, welchen die 
Steuerbehörde dazu auswählt, anzuheften und dort in einem Behältniſſe, über 
deſſen Beſchaffenheit die Steuerbehörde nähere Anleitung geben wird, während 
der ganzen Dauer des angemeldeten Betriebs unbeſchädigt zu erhalten, damit die 


Aufſichtsbeamten und Jeder, der in die Brennerei eintritt, alsbald ſolches einfehen 
önnen. 

Wenn die Betriebszeit abgelaufen iſt, muß dieſes Exemplar von dem 
Brennereibeſitzer binnen drei Tagen an die Hebeſtelle zurückgeliefert und kann 
— gegen das bei der Steuerhebeſtelle zurückgebliebene Exemplar ausgetauſcht 
werden. 


$. 26. 


Kür jeden zur Einmaiſchung beſtimmten Tag darf nicht unter 600 Preu⸗ 3, Angemelne 
ßiſche Quart Maiſchraum angemeldet werden, auch ſind kleinere Maiſchbottiche 5 


als von 300 Quart Inhalt nicht zuläſſig. a. Beſchraͤn⸗ 
Die Einmaiſchungen dürfen nur geſchehen: Mather, 


in den Monaten Oktober bis einſchließlich März von Morgens 6 Uhr aa bia ins 
bis Abends 10 Uhr, sr 


in den übrigen Monaten aber von Morgens 4 bis Abends 10 Uhr. 


$. 27. 


Dem Brennereibeſitzer bleibt zwar freigeftellt, wie oft und wann er wäh⸗ b. Meyer. 
rend des Monats, für welchen er den Belrich angemeldet hat, die angemeldeten mäßigten im 
Maiſchbottiche benutzen will; die Benutzung derſelben muß jedoch in einer regel⸗ Maſgbtache 
Be Reihenfolge dergeſtalt geſchehen, daß in dem zuerſt geleerten Maiſch⸗ 

bottiche auch mit der Einmaiſchung zuerſt wieder begonnen wird. 


$. 28. 


Wenn die Bereitung und Aufbewahrung der Maiſche bis zum Abbrennen e. Bautz 
derſelben nicht in den verſteuerten Maiſchbotlichen allein geſchehen ſoll, ſondern Henne Me 
Bundes ⸗Geſetzbl. 1868. 55 daz u engefäße. 
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dazu, oder zu einer mit der Branntweinfabrifation zu verbindenden Hefenberei⸗ 
tung aus Maiſche, die ſteuerfreie Benutzung noch anderer Gefäße oder Geräthe 
gewünſcht wird, fo muß dazu die beſondere Erlaubniß der Steuerbehörde nach⸗ 
geſucht werden. 


$. 29. 


d. Beſchran⸗ Dem Brennereibeſitzer iſt geſtattet, die Maiſche entweder am dritten oder 
kung 28 de vierten Tage nach der Einmaiſchung, den 29 derſelben mitgerechnet, abzubrennen 
Maiſche auf und darnach den Betriebsplan einzurichten. Die an Einem Tage bereitete Maiſche 
In beſimmte muß auch an Einem Brenntage vollſtändig abgeluttert werden. 

E Ein früheres oder ſpäteres Abbrennen der Maiſche ift in der Regel nicht 
geftattet; wird in außerordentlichen Fällen eine Ausnahme nöthig, ſo muß zuvor 
der Steuerhebeſtelle davon Anzeige gemacht, und deren ſchriftliche Genehmigung, 
welche jedoch bei Anträgen auf ſpäteres Abbrennen nicht über den vierten Tag 
hinaus gegeben wird, dem Betriebsplan beigeheftet werden. 


F. 30. 
bb. auf Stun, An den Tagen, wo Branntweinblaſen zum Betriebe angemeldet find, darf 
den. in der Regel von 7 Uhr Abends bis 5 Uhr Morgens nicht gebrannt werden. 


Iſt wegen der Stärke des Betriebs, oder nach der Eigenthümlichkeit des Brenn⸗ 
geräths, oder in anderen beſonderen Fällen eine Ausnahme nöthig, ſo iſt darauf 
bei der Steuerbehörde anzutragen, welche nach Prüfung der für den Antrag 
geltend gemachten Gründe die Genehmigung, den Umſtänden nach, nicht ver— 
ſagen wird. | 


$. 31. 


4. Freimachung Wenn unter amtlichen Verſchluß geſetzte Maifch- und Deftillirgeräthe in 
der Geräthe. Betrieb kommen ſollen, fo beſtimmt die Hebeſtelle, wann ſich ein Beamter zur 
Abnahme des Verſchluſſes in der Brennerei einfinden ſoll. 

Der Brenner iſt nicht gehalten, auf den Beamten länger als eine Stunde 
über die beſtimmte Zeit zu warten, und kann nach deren Ablauf, wenn ein be⸗ 
kannter und glaubwürdiger Mann gegenwärtig iſt, und dieſer den Verſchluß als 
unverſehrt anerkannt hat, denſelben abnehmen. 


b. 32. 


5. Vorſchuiſten Da, wo die Braumalzſteuer beſteht, darf bei dem gleichzeitigen Betriebe 
agen Re der Brauerei und Brennerei für die letztere, falls nicht die von der Brauerei zu 
der Brauerei entrichtende Steuer figivt iſt, reines Malzſchrot nicht verwendet, das zur Bren⸗ 
und Brennerei. nerei beftimmte Malz muß vielmehr vor dem Schroten auf der Mühle wenig- 
ſtens zum vierten Theile mit ungemalztem Roggen vermiſcht werden. Wird an 
Orten, wo die Braumalzſteuer beſteht, neben der Brauerei Branntwein aus 
Kartoffeln gebrannt, fo hi zu letzterem Behufe der Gebrauch von reinem Malz⸗ 
ſchrot zwar geſtattet, daſſelbe muß jedoch beſonders angemeldet und aufbewahrt 
werden und ſteht unter der Aufficht und Kontrole der Steuerbehörde. ; 
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g. 33. 


Bezüglich der Anmeldung des Betriebs kommen die Beſtimmungen der BB. Brenner 
$$. 24. und 25. auch bei der Bereitung von Branntwein aus nicht mehligen "ie su: dr 
Stoffen zur Anwendung. Der Betriebsplan darf für die Periode, auf welche Branntwein 
er lautet, in der Regel nur auf Stoffe von einem und demſelben Steuerſatze ue Safe 
gerichtet fein; wer für die ganze angemeldete Betriebszeit den höheren Steuerſatz I. Anmeldung 
(F. 4. Litt. b.) entrichtet, iſt in der Wahl der nicht mehligen Stoffe und deren des Betriebs. 
Abwechſelung keiner Beſchränkung unterworfen. 

Wer in einem Jahre nicht mehr als 15 Preußiſche Eimer Stoffe der 
erſten (F. 4. Litt. a.) oder 7 Eimer der zweiten Art (F. 4. Litt. b.) zu Brannt⸗ 
wein verwenden kann oder will, muß dieſen Vorrath innerhalb eines Kalender⸗ 
monats abbrennen, auch darf überhaupt nicht weniger als beziehungsweiſe 15 und 
7 Eimer für einen Monat angemeldet werden. 

§. 34. 

In Anſehung der Brennzeit greifen zwar die Beſtimmungen des 0 30. 2. Beſtimmung 
ebenfalls Platz, jedoch kann dieſelbe, wenn die Anzahl der angemeldeten Blaſen⸗ der Brennzeit, 
füllungen, welche nicht unter zwei an einem Tage fein darf, der Produktions- 
fähigkeit der Blaſe innerhalb der vier e Brennzeit nicht entſpricht, 
durch die Steuerbehörde auf das wirlich edürfniß vermindert werden. 


$. 35. 


Die im F. 11. vorgeſchriebenen Material-Vorrathsverzeichniſſe müſſen in 3. Material- 
doppelter Ausfertigung übergeben werden, und die Art und Menge des in jedem ger 
Gefäße befindlichen Materials, dere den Aufbewahrumgeort enthalten, Marel de 

Auf dieſes Verzeichniß findet dasjenige ebenfalls Anwendung, was im $. 25. rathsvereig- 
wegen der Betriebspläne vorgeſchrieben iſt. niffen. 


$. 36. 


Bei Reviſion der Vorräthe an Material werden alle, dergleichen Vorräthe b. Hevifton 
enthaltende Gefäße für voll angenommen; bei eingeſtampften Weintreſtern, Kernobſt de. Mater 
und Treſtern von demſelben jedoch für die obere unbrauchbare Schicht zehn Pro⸗ ore 
zent von dem Inhalt des Gefäßes in Abzug gebracht. 


$. 37. 


Der Reviſion wird das nach $. 35. abzugebende Verzeichniß zum Grunde 
gelegt und unter demſelben der Befund von dem revidirenden Beamten beſcheinigt. 
Ergiebt ſich hierbei nach dem im vorigen Paragraphen gedachten Abzuge gegen 
den angezeigten Geſammtvorrath ein Mehrbetrag und beläuft ſich dieſer nicht auf 
ein Zehntheil, fo tritt, wie bei einem Minderbefund, nur eine Berichtigung des 
Verzeichniſſes ein, wegen eines größeren . muß jederzeit das Straf⸗ 
verfahren eingeleitet werden. Das eine Exemplar des mit der Reviſtonsbeſchel 

55* ni⸗ 
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nigung verſehenen e wird bei der Steuerhebeſtelle zurückbehalten, das 
andere Exemplar aber dem Brennereibeſitzer zurückgegeben, der ſolches aufbewahrt 
und bei Aufſtellung der Betriebspläne benutzt. 


$. 38. 


Werden neue Vorräthe angeſchafft, jo müſſen ſolche der Hebeſtelle ange⸗ 
meldet und unter gehöriger Reviſion in dem Verzeichniſſe (§. 35.) in Zugang 
gebracht werden. Ebenſo muß jede Verwendung des in dieſen Verzeichniſſen 
enthaltenen Materials zu anderen Zwecken, als unter gehöriger Anmeldung zum 
Branntweinbrennen, der Hebeſtelle angezeigt und nachgewieſen werden, es müßte 
denn auf ferneren Brennereibetrieb bis zum nächſten Septembermonat ganz ver⸗ 
zichtet werden, in welchem Falle die Materialkontrole, von der Verzichtung ab, 
bis dahin aufhört. 


$. 39. 


Der zum Brennen angemeldete und von dem Vorrathsverzeichniſſe zu 
dieſem Zwecke abgeſchriebene Theil der Materialien wird auf den Grund des 
Betriebsplans beſonders revidirt und unter demſelben der Befund von der Hebe⸗ 
ftelle beſcheinigt. Bei Abweichungen des Befundes von dem angemeldeten Betrage 
findet die dieſerhalb in dem F. 37. gegebene Vorſchrift Anwendung. 

Die Steuerzeichen an den Gefäßen müſſen, bis deren Inhalt ganz abge 
brannt iſt, unverletzt erhalten werden. 


$. 40. 


4. Verfahren, Material, welches bei der Reviſion verdorben und untauglich zur Ver⸗ 
un ben in wendung auf Branntwein gefunden werden möchte, iſt von dem revidirenden 
border it. Steuerbeamten, wenn es mehr als die oben nach $. 36. zu vergütende Schicht 
begreift, entweder mit Zuſtimmung des Brennereibeſitzers aus dem Aufbewahrungs⸗ 
gefäß ſogleich auszuſondern und von dem Vorrathsverzeichniſſe oder dem Betriebs- 
plane abzuſetzen, oder aber, wenn der Brennereibeſitzer dieſes nicht will, oder 
nicht zugegen ift, das ganze Gefäß, worin ſich dieſes verdorbene Material befindet, 
aus der Vorrathserklärung auszufcheiden. f n 
Außerdem kann auf angebliches Verdorbenſein von Material keine Rückſicht 
genommen werden. 


$. 41. 
5. digation der Für Brennereibetrieb, der ununterbrochen wenigſtens ſieben Tage 1 
Brennereien. ſoll, kann auch, und zwar auf dieſe oder längere Zeit innerhalb jeden Kalender⸗ 


monats, Fixation der Steuer eintreten. Dieſe wird dann berechnet nach Maaß⸗ 

gabe der zu verwendenden Materialgattung und derjenigen Menge dieſes Materials, 

welche während der erklärten Betriebszeit ohne Unterbrechung mit den zum 

Gebrauch beſtimmten Deftillivgeräthen nach ihrer Betriebsfähigkeit ($. 34.) in 
Branntwein umgewandelt werden kann. 

Die Steuerkontrole beſchränkt ſich alsdann allein darauf, die Geräthe 5 

wäh⸗ 
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während der Betriebszeit außer Verſchluß zu laſſen und dahin zu ſehen, daß keine 
höher beſteuerten Materialgattungen zur Verwendung auf Branntwein kommen. 

Die oben vorgeſchriebene Materialkontrole ruht für ſo fixirte Brennereien 
und fie find nicht gehalten, beſondere Betriebspläne abzugeben, oder ihre Material- 
beſtände nachzuweiſen. Eine ſolche Steuerfixation hängt übrigens von dem freien 
Uebereinkommen der Verwaltung mit dem Steuerpflichtigen ab, und es ſind zu 
dem Ende die Bedingungen in der Fixationsbewilligung beſtimmt auszudrücken. 

Die Steuerbehörde kann zu jeder Zeit die Fixationsbewilligung zurück⸗ 
nehmen, wenn die Geräthe verändert und die feſtgeſetzten Bedingungen nicht er⸗ 
füllt werden. 


$. 42. 


Brennereien, welche außer den $. 4. genannten Stoffen auch Getreide, 6. Gteichzeiti- 
Kartoffeln u. ſ. w. auf Branntwein verarbeiten, find in diefer Hinſicht ganz nach Prei ber 
den für die Branntweinbereitung aus ſolchen Materialien beſtehenden Vorſchriften Getreide oder 
zu behandeln. 5 


IV. Rechte und Pflichten der Steuerbeamten bei Ausübung des Dienſtes. 


$. 43. 


Das Gebäude, in welchem eine Brennerei betrieben wird, wohin auch die 1. Reiflons- 
Räume, in welchen die Gefäße zum Einmaiſchen, Abkühlen, Kochen und Dämpfen Hin), en 
des Materials aufgeſtellt find, ſowie die Gefäße, in welchen nicht mehlige Stoffe, ten. 
und die Räume, in denen außer Gebrauch geſetzte Theile des Deſtillirgeräths , „Gelbe. 
aufbewahrt werden, gehören, kann, ſobald die Brennerei zum Betriebe angemeldet räume. 
iſt, zu jeder Zeit, ſonſt aber nur von Morgens 6 bis Abends 9 Uhr von den 
Steuerbeamten Behufs der Reviſion beſucht, und muß ihnen zu dem Behufe 
ſogleich geöffnet werden. - 

So lange in der Brennerei gearbeitet wird, muß der Zugang derſelben 
ſtets unverſchloſſen ſein. 

$. 44. 


In derſelben erſtreckt ſich die Reviſionsbefugniß der Beamten darauf, nach⸗ 
zuſehen, daß 
a) überhaupt die Brennereigeräthe unverändert, ſo wie ſie angegeben und 
bezeichnet worden, auch keine unangemeldeten Geräthe en find, 
= außer Gebrauch geſetzte Geräthe ſich noch in dieſem Zuſtande be- 
nden 


b) der abgegebene Betriebsplan in allen Theilen pünktlich befolgt werde, 
auch, inſofern aus nicht mehligen Stoffen gebrannt wird, keine un⸗ 
angemeldete Gefäße mit dergleichen Stoffen vorhanden ſind. 

$. 45. 
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F. 45. 


b. Haus- Iſt gegründeter Verdacht vorhanden, daß Unterſchleife, um dem Staat 

ſuchungen. die ſchuldigen Gefälle zu verkürzen, begangen worden, und deshalb eine förmliche 
Hausſuchung erforderlich, es ſei bei Perſonen, welche Brennerei betreiben, oder 
bei anderen, fo darf fie nur unter Beachtung der für Hausſuchungen im Allge⸗ 
meinen vorgeſchriebenen Formen und an ſolchen Orten ſtattfinden, die zur Be⸗ 
gehung des Unterſchleifs oder Verheimlichung von Beſtänden ſteuerpflichtiger 
Gegenſtände geeignet ſind. 


$. 46. 


e, Verhalten Diejenigen, bei welchen revidirt wird, und deren Gewerbsgehülfen ſind 
Baer e verbunden, den revidirenden Beamten diejenigen Hülfsdienſte zu leiſten, oder 
wird. leiſten zu laſſen, welche erforderlich ſind, um die ihnen obliegenden Geſchäfte, es 

mögen ſolche in Reviſion des Betriebs, Nachmeſſung der Geräthe, Anlegung 
des Verſchluſſes oder Feſtſtellung des Thatbeſtandes bei vorgefundenen Unrichtig⸗ 


keiten beſtehen, in den vorgeſchriebenen Grenzen zu vollziehen. 


$. 47. 


2. Dienſtſtun Die Dienſtſtunden, in welchen die Erhebungsbeamten an den Wochentagen 

Bo: zur Abfertigung der Steuerpflichtigen bereit fein müſſen, beſtimmt die Verwal, 

gung, tung. Als Regel wird fefigeieht, daß, wo die Hebeſtellen mit zwei oder meh⸗ 
reren Beamten beſetzt ſind, die Dienſtſtunden folgende ſein ſollen: 


in den Wintermonaten Oktober bis Februar einſchließlich Vormittags 
von 8 bis 12 Uhr und Nachmittags von 1 bis 5 Uhr, 


in den übrigen Monaten von 7 bis 12 Uhr und von 2 bis 5 Uhr. — 
An anderen Orten ſind die Dienſtſtunden auf die Vormittagszeit von 
9 bis 12 Uhr eingeſchränkt. 

Wenn es nöthig iſt, muß auch außer dieſer Zeit die Abfertigung der 
Steuerpflichtigen möglichſt bewirkt werden. Abweichungen von vorſtehenden Be- 
ſtimmungen ſollen an den Orten, wo dergleichen ſtattfinden, beſonders bekannt 
gemacht werden. 


$. 48. 


3. Ablehnen Von den Steuerſchuldigen dürfen die Steuerbeamten unter keinen Um- 
von Geſchenken, ſtänden für irgend ein Dienſtgeſchäft ein Entgelt oder Geſchenk, es ſei an Geld, 
Sachen oder Dienſtleiſtung, es habe Namen, wie es wolle, verlangen oder 
annehmen. Andererſeits dürfen die Steuerpflichtige dergleichen unter keinen 
Umſtänden und unter keinerlei Vorwand geben oder nur antragen, ohne ſich 

ſtraffällig zu machen. 


$. 49. 
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. 49. 


Außer den beſtimmten Steuerſätzen wird nichts erhoben; Quittungen und 4 umme. 
Beſcheinigungen der Steuerbehörden werden gebührenfrei ertheilt. Ae m 


V. Von den Strafen und dem Strafverfahren. 
A. Allgemeine Strafbeſtimmungen. 


$. 50. 


Wer eine Gewerbshandlung, von deren Ausübung die Entrichtung der 1. Strafe der 
Branntweinſteuer abhängig iſt, vornimmt, hat, wenn ſolche entweder in einem Defraudation. 
von der Steuerhebeſtelle vollzogenen Betriebsplane gar nicht angegeben iſt, oder 
von der hierin angegebenen dergeſtalt abweicht, daß daraus eine Verkürzung der 
Steuer folgt, die Strafe der Defraudation verwirkt. 


$. 51. 


Die Strafe der Defraudation befteht in einer Geldbuße, welche dem vier- a. im erften 
fachen Betrage der vorenthaltenen Steuer gleichkommt. Die Steuer iſt überdem Bale. 
von der Strafe unabhängig zu entrichten. 


$. 52. 


Im Falle der Wiederholung nach vorhergegangener Beſtrafung wird die b. im erften 
Strafe auf den achtfachen Betrag der vorenthaltenen Steuer beſtimmk. Außer- alk. 
dem darf der Schuldige, wenn er Brenner iſt, das Recht zu brennen in einem 
Zeitraume von drei Monaten weder ſelbſt ausüben, noch durch einen Anderen 
zu ſeinem Vortheile ausüben laſſen. 


$. 53. 


Im dritten Falle der Uebertretung nach Lafee zweimaliger e. bei ferneren 
Beſtrafung iſt der ſechszehnfache Betrag der nicht erlegten Steuer als Strafe Rüdfällen, 
verwirkt. Iſt der Schuldige ein Brenner, jo darf er das Gewerbe des Brennens 

nie und zu keinen Zeiten weder ſelbſt ausüben, noch durch einen Anderen zu 

ſeinem Vortheile ausüben laſſen. 


$. 54. 


Wenn Maifchgefähe, welche von der Steuerbehörde außer Gebrauch geſetzt 2 Anwendung 
worden, unbefugter Weiſe zum Einmaiſchen benutzt worden ſind, ſo Ri die kane 
Berechnung der Steuer und der Defraudationsſtrafe in der Art geſchehen, daß wenn außer Ge 


auf jeden dritten Tag von der Stunde ab, wo die Maiſchgefäße zuletzt amtlich ach elde 
unter 


ON 


Deſtilirgeräthe unter Verſchluß gefunden worden find, bis zur Zeit der Entdeckung eine Ein- 
Eee Gent maiſchung angenommen wird. 
werden. 


$. 55. 


Sind in Brennereien, wo Branntwein aus nicht mehligen Stoffen be- 
reitet wird, Deſtillirgeräthe, welche von der Steuerbehörde außer Gebrauch geſetzt 
worden, unbefugter Weiſe wieder in Betrieb gebracht, ſo werden die verkürzte 
Steuer und der Betrag der Defraudationsſtrafe nach derjenigen Materialmenge 
zum höchſten Steuerſatze berechnet, welche ſeit der Stunde, wo das unbefugter 
Weiſe gebrauchte Deſtillirgeräth zuletzt amtlich unter Verſchluß gefunden worden 
iſt, bis zur Zeit der Entdeckung auf dieſem Geräth hat zu Branntwein verarbeitet 
werden können. 5 


F. 56. 


3. Anwendung Wird den bei Fixationsbewilligungen feſtgeſetzten Bedingungen zur Ver⸗ 
e bet kürzung der Steuer entgegen gehandelt, ſo tritt die Strafe der Defraudation ein. 
der Verletzung 
von Fixations⸗ 


ä B. Beſondere Strafbeſtimmungen. 
§. 57. 
1. Strafe ber Die Einmaiſchung oder Zubereitung von Maiſche, die dem Steuerbeamten 


heimlichen oder gar nicht angeſagt, oder die an anderen Tagen, in anderen Räumen oder in 
. en Geſten, als den in dem amtlich beitätigten Betriebsplane dazu ange⸗ 
. uf meldeten, vorgenommen wird, ſoll an und für ſich mit einer Geldbuße von 
Masche. Einhundert Thalern (Einhundert und funfzig Gulden) und mit der Konfiskation 
der gebrauchten Gefäße beſtraft werden, die geſetzliche Defraudationsſtrafe daneben 
aber nur alsdann eintreten, wenn die Abſicht einer Verkürzung der Steuer nach⸗ 


gewieſen wird. 
$. 58. 


2. Strafe der Wenn der Vorſchrift des §. 11. entgegen ſteuerpflichtige Materialien ent- 
aber Net, weder gar nicht angezeigt, oder in größerer Menge, als ſolche nach den Be⸗ 
Bean ſtimmungen der $$. 36. und 37. ſtraffrei iſt, oder an anderen Orten, als das 
Safe ger Vorrathsverzeichniß und der Betriebsplan ergeben, vorgefunden werden, fo findet 

eine Geldbuße von Einhundert Thalern (Einhundert und funfzig Gulden) ſtatt. 
Wird bei Zuwiderhandlungen obiger Art zugleich die Abſicht der Steuerverkürzung 


nachgewieſen, ſo tritt außerdem noch die Defraudationsſtrafe hinzu. 


$. 59. 


3. Strafe der Wenn die Brennereigeräthe oder die damit vorzunehmenden oder vorge⸗ 
unteelaferen nommenen Veränderungen nicht, wie im $. 6. vorgeſchrieben ift, angezeigt 
gen nie der worden, fo tritt die Konfiskation der verſchwiegenen, veränderten oder anders⸗ 


eräthe, wo⸗ 
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wohin gebrachten Stücke und eine Geldſtrafe von 25 bis 100 Rthlr. (40 bis 
150 Gulden) ein. 


$. 60. 


Wer der Vorſchrift im $. 7. zuwider Brennerei» oder Deſtillirgeräthe, 4. Strafe ber 
ohne Anzeige bei der Steuerhebeſtelle und darüber erhaltene Beſcheinigung, einem augen, 


Anderen übergiebt, verfällt in eine Strafe von 5 bis 20 Rthlr. (5 bis 30 Gul- Uebergange von 
den), welche bei Wiederholungen auf 20 bis 50 Rthlr. (30 bis 75 Gulden) barchen an 


erhöht wird. dere Hand. 
8861 
Werden die im F. 8. vorgeſchriebenen Bezeichnungen der Geräthe unter⸗ 5. Strafe ber 
laſſen, fo kommen die Strafbeſtimmungen des $. 59. zur Anwendung. Gerätgehereie 
$. 62. I 


$. 63. 


Eigenmächtige Veränderungen in dem von der Steuerhebeſtelle vollzogenen 7. Strafe ses 
Betrieböplane ($. 10.), infofern dadurch nicht eine härtere Strafe verwirkt iſt, Arbe 
werden mit 2 bis 50 Rthlr. (3 bis 75 Gulden) beſtraft. Im Wiederholungs⸗ e 
falle tritt Verdoppelung der Strafe, und im dritten Uebertretungsfalle überdem Betrisplänen 
der Verluſt der Sale zur Betreibung der Brennerei ein. Auch derjenige, Vorrachever 
welcher feinen Betriebsplan nicht reinlich aufbewahrt oder nicht bereit hält, zeichuiſſen. 
ſolchen jederzeit dem Reviſionsbeamten gleich vorlegen zu können, wird ſchon 
deshalb um Ein bis fünf Thaler (Ein bis fünf Gulden) beſtraft, wenn auch 
nicht erweislich iſt, daß derſelbe, um eine Kontravention zu verbergen, wegge— 
ſchafft oder beſchädigt worden. 

as vorſtehend in Betreff der Betriebspläne angeordnet worden, gilt 
auch für die Material⸗Vorrathsverzeichniſſe (§. 11.). 


$. 64. 


Wer den amtlichen Verſchluß, durch welchen Maiſch⸗ Deſtillir⸗ und an⸗ 8. Verletzung 
dere Geräthe außer Gebrauch geſetzt worden, abnimmt, verletzt, oder ſonſt un⸗ en 
brauchbar macht, die vorgeſchriebene Bezeichnung der Geräthe (F. 8.) zerſtört, ver- mung der or 
ändert oder nachmacht, wird, wenn auch eine Steuerverkürzung nicht beabſichtigt rache. 
worden, bei einer Veränderung oder Zerſtörung der vorgeſchriebenen Bezeichnungen 
mit der im $. 59. beſtimmten Strafe und bei Verletzung des amtlichen Verſchluſſes 
der Maiſch⸗ und ren mit einer Geldbuße von 2 bis 20 Rthlr. (3 bis 
30 Gulden) belegt, falls nicht glaubwürdig dargethan wird, daß die Zerſtörung 
der Bezeichnung oder die Verletzung des Verſchluſſes durch einen vom Steuer- 

Bundes ⸗Geſetzbl. 1868. 56 pfli ch⸗ 


9. Beftrafung 
ſonſtiger Geſetz⸗ 
Uebertretun ; 
gen. 
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pflichtigen nicht verſchuldeten Zufall entſtanden, und davon gleich, nachdem ſolche 
wahrgenommen worden, Anzeige geſchehen iſt. 


$. 65. 


Die Uebertretung anderer in dieſem Geſetz enthaltenen Vorſchriften und der 
in Gemäßheit derſelben erlaſſenen und gehörig bekannt gemachten Verwaltungs⸗ 
vorſchriften, auf welche keine beſondere Strafe geſetzt worden, ſoll mit einer Geld⸗ 
buße von 1 bis 10 Rthlr. (1 bis 15 Gulden) geahndet werden. 


C. Vertretungsverbindlichkeit für verwirkte Geldſtrafen. 
$. 66. 


I. Wer Brennerei treibt, haftet, was die im $. 51. bis einſchließlich $. 65. 
verhängten Geldſtrafen betrifft, mit feinem Vermögen für feine Verwalter, Ge- 
werbsgehülfen, ſowie für diejenigen Hausgenoſſen, welche in der Lage ſind, auf 
den Gewerbebetrieb Einfluß zu üben, wenn 


1) dieſe Geldſtrafen von dem eigentlich Schuldigen wegen Unvermögens nicht 
beigetrieben werden können, und zugleich 


2) der Nachweis erbracht wird, daß der Brennereitreibende bei Auswahl und 
Anſtellung der Verwalter und Gewerbsgehülfen, oder bei der Beaufſich⸗ 
tigung derſelben, ſowie der Eingangs bezeichneten Hausgenoſſen fahrläſſig, 
das heißt, nicht mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes zu 
Werke gegangen iſt. 


Als ſolche Fahrläſſigkeit gilt insbeſondere die wiſſentliche Anſtellung bezie⸗ 
hungsweiſe Beibehaltung eines wegen Branntweinſteuer⸗Defraudation bereits beſtraf⸗ 
ten Verwalters oder Gewerbsgehülfen, falls nicht die oberſte Finanzbehörde die 
Anſtellung beziehungsweiſe Beibehaltung eines ſolchen genehmigt hat. 

ſt ein Brennereitreibender, welcher nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
ſubſidiariſch in Anſpruch genommen wird, bereits wegen einer von ihm ſelbſt in 
der nachgewieſenen Abficht der Steuerverkürzung begangenen Branntweinſteuer⸗De⸗ 
fraudation beſtraft, ſo hat derſelbe die Vermuthung fahrläſſigen Verhaltens ſo lange 
gegen ſich, als er nicht nachweiſt, daß er bei Auswahl und Anſtellung, beziehungs⸗ 
weiſe Beaufſichtigung ſeines Eingangs bezeichneten Hülfsperſonals die Sorgfalt 
eines ordentlichen Geſchäftsmannes angewendet hat. 


II. Hinſichtlich der in Folge einer Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften 

dieſes Gesche een Steuer haftet der Bremer ende für die unter 

I. bezeichneten Perſonen mit feinem Vermögen, wenn die Steuer von dem eigent⸗ 
Schuldigen wegen Unvermögens nicht beigetrieben werden kann. 

In denjenigen Fällen jedoch, in welchen die Berechnung der vorenthaltenen 
Steuer lediglich auf Grund der in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Vermuthungen 
erfolgt ($$. 54. 55.), tritt die ſubſidiariſche Haftbarkeit des Brennereitreibenden 
nur unter der zu I. 2. beſtimmten Vorausſetzung ein. Ul. 3 

Zur 
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III. Zur Erlegung von Geldſtrafen auf Grund ſubſidiariſcher Haftung in 
Gemäßheit der Vorſchriften zu I. kann der Brennereitreibende nur durch 1 
liches Erkenntniß verurtheilt werden. 5 

Daſſelbe gilt für die Erlegung der vorenthaltenen Steuer, welche auf Grund 


der in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Vermuthungen berechnet wird. 


IV. Die Befugniß der Steuerverwaltung, ſtatt der Einziehung der Geld⸗ 
buße von dem ſubſidiariſch Verhafteten und unter Verzicht hierauf, die im Unver⸗ 
mögensfalle an die Stelle der Geldbuße zu verhängende Freiheitsſtrafe ſogleich an 
dem eigentlich Schuldigen vollſtrecken zu laſſen, wird durch die vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen nicht berührt. 


D. Zuſammentreffen mehrerer Zuwiderhandlungen gegen die Geſetze. 


$. 67. 


Treten der Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes andere 
Vergehen oder Verbrechen hinzu, jo kommen die allgemeinen Strafgeſetze zur 
Anwendung. 

Iſt mit einer Defraudation zugleich eine Verletzung beſonderer Vorſchrif⸗ 
ten dieſes Geſetzes verbunden, ſo tritt die darauf geſetzte Strafe in der Regel der 
Strafe der Defraudation hinzu. 

Im Falle mehrerer oder wiederholter Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz, 
welche nicht in Defraudationen beſtehen, ſoll, wenn die Kontraventionen derſelben 
Art find und gleichzeitig entdeckt werden, die Kontraventionsſtrafe, insbeſondere die 
durch die $$. 57. und 58. verhängte Strafe von Einhundert Thalern (Einhundert 
und funfzig Gulden) gegen den ſubſidiariſch Verpflichteten ($. 66.), gleichwie gegen 
die 9 8885 Thäter und Theilnehmer, nur in einmaligem Betrage feſtgeſetzt 
werden. 


E. Strafe der Beſtechung der Beamten und der Widerſetzlichkeit 
gegen Beamte, Umwandlung der Geldſtrafen, Verfahren bei Zuwider— 
handlungen und Verjährung. 


6. 68. 


In Anſehung der Beſtrafung wegen Beſtechung der Beamten und wegen 
Widerſetzlichkeit gegen Beamte, zu welcher auch die Verſagung der im $. 46. den 
Gewerbetreibenden zur Pflicht gemachten Hülfsleiſtung gerechnet wird, ferner in 
Anſehung der Verwandlung der Geld- in Freiheitsſtrafen, ſowie des Verfahrens 
bei Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
und der Verjährung der Strafen kommen die entſprechenden Anordnungen des 
Zollſtrafgeſetzes und, wenn ſolche darin nicht enthalten find, die betreffenden all⸗ 
gemeinen geſetzlichen Beſtimmungen in Anwendung. 8 69 
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F. 69. 


Der oberſten Finanzbehörde des betreffenden Staats, welche für Ausfüh- 
rung dieſes Geſetzes zu ſorgen hat, bleibt die Beſtimmung der Hebeſtellen und 
Beamten, welchen die Erhebung der Branntweinſteuer und die Kontrole übertragen 
wird, ſowie der Erlaß der erforderlichen Kontrolvorſchriften und Inſtruktionen 
überlaſſen. Auch iſt dieſelbe ermächtigt, ſoweit nach den örtlichen Verhältniſſen 
das Bedürfniß von Erleichterungen bezüglich der in den $$. 16. bis 42. dieſes 
Geſetzes ertheilten Betriebsvorſchriften ſich ergiebt, ſolche Erleichterungen für 
die von dem Bundesrathe zu bemeſſende Uebergangsperiode anzuordnen. 

Soweit die Vorſchriften dieſes Geſetzes auf ane Währung und Preußi⸗ 
ſches Gemäß ſich beziehen, hat die betreffende Finanzbehörde, nach Bedürfniß, 
dieſe Vorſchriften in ihrer Anwendung auf die in dem betreffenden Landestheile 
geſetzlich beſtehende Währung und das beſtehende Gemäß näher zu beſtimmen. 


$. 70. 


Dieſes Geſetz tritt in dem zum Norddeutſchen Bunde gehörenden Theil des 
Großherzogthums Heſſen mit dem 1. Juli 1869., in den übrigen im Eingange 
genannten Staaten und Gebietstheilen aber mit demjenigen Tage in Kraft, welchen 
das Präſidium für jeden dieſer Staaten und Gebietstheile beſtimmen wird. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juli 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schön hauſen. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
5 (R. v. Decker). 


